
b) Bestimmen
H hatte sich gegenüber A ausdrücklich von der Tat distanziert und verhielt sich auch gegen-
über P zunächst zurückhaltend. Erst das beruhigende und beharrliche Einreden des P auf den
H und die naheliegende Aussicht auf eine hohe Provision weckten in ihm den endgültigen
Entschluss die Uhr zu verkaufen.

Folglich hat P den H zur Tatausführung bestimmt.

2. Subjektiver Tatbestand
In subjektiver Hinsicht müsste P mit doppeltem Anstiftervorsatz gehandelt haben. Voraus-
setzung dafür ist zumindest bedingter Vorsatz auf die Verwirklichung der Haupttat, sowie
auf das Bestimmen des H.

Fraglich ist, inwiefern zu berücksichtigen ist, dass P in seiner Funktion als verdeckt
ermittelnder Polizeibeamter zwar Vorsatz bezüglich des Versuchsstadiums der Haupttat
hatte, eine Vollendung der Tat jedoch durch die Festnahme des H verhindern wollte.

Strafgrund der Teilnahme stellt akzessorisches Unrecht dar, das heißt, dass der Anstifter,
mittelbar über den Haupttäter, einen Angriff auf die Rechtsgüter des Opfers der Haupttat
begeht. Aus diesem Gedanken ergibt sich die Voraussetzung, dass der Anstifter die Voll-
endung der Tat, also den Eintritt der materiellen Rechtsgutsverletzung, in seinen Vorsatz
aufnehmen muss (Rönnau JuS 2015, 19 [22]; Gropp aaO § 10 Rn. 275; Wessels/Beulke/
Satzger, Strafrecht AT, 46. Aufl. 2016, Rn. 572; ausführlich zum Anstiftervorsatz des agent
provocateurHeinrich aaO Rn. 1312 ff.).

Die Vollendung der Hehlerei an der Uhr des M war jedoch gerade nicht vom Vorsatz des P
gedeckt, denn er beabsichtigte von Anfang an einzugreifen, um die Vollendung zu verhin-
dern. Somit fehlte dem P der Vollendungsvorsatz bzgl. der Haupttat.

3. Ergebnis
P hat sich nicht wegen Anstiftung zur versuchten Hehlerei gem. §§ 259 I Var. 3, III, 22, 23 I,
26 StGB strafbar gemacht, indem er H dazu bringen wollte ihm die Uhr zu verkaufen.

V. Ergebnis zu Tatkomplex 2
H hat sich wegen versuchter Hehlerei gem. §§ 259 I Var. 3, III, 22, 23 I StGB strafbar
gemacht.

C. GESAMTERGEBNIS
A hat sich wegen Wohnungseinbruchsdiebstahls gem. §§ 242 I, 244 I Nr. 3 StGB, in Tat-
mehrheit mit versuchter besonders schwerer Brandstiftung gem. §§ 306 a I Nr. 1, 306 b II
Nr. 2 Alt. 2, 22, 23 I StGB, Sachbeschädigung gem. § 303 I Alt. 1 StGB sowie versuchter
Zerstörung von Bauwerken gem. §§ 305 I, II, 22, 23 I StGB strafbar gemacht. Dabei stehen
die §§ 306 a I Nr. 1, 306 b II Nr. 2 Alt. 2, 22, 23 I, 303 I Alt. 1, 305 I, II, 22, 23 I StGB in
Tateinheit.

H hat sich wegen versuchter Hehlerei gem. §§ 259 I, III, 22, 23 I StGB strafbar gemacht.
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& SACHVERHALT
Die kreisfreie Stadt X in Nordrhein-Westfalen veranstaltet seit mehreren Jahren eine Woche
nach Ostern eine Kirmes auf einem ihr gehörenden, etwas abseits gelegenen Grundstück. Die
Stadt X wählt unter den Bewerbern, deren Anzahl die der Standplätze regelmäßig übersteigt,
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einzelne aus und schließt mit den Zugelassenen Mietverträge. Auch dieses Jahr soll vom 3. bis
zum 9.4. die Kirmes stattfinden.

Die Eheleute M und F wohnen in X. F ist Schaustellerin und betreibt ein Kinderkarussell.
Seit Jahren ist sie schon auf der Kirmes in X vertreten und möchte auch dieses Jahr teil-
nehmen und beantragt die Zuweisung eines Stellplatzes. Außerdem möchte nun auch M ins
Schaustellergewerbe einsteigen und erwirbt dafür einen Schießstand, mit dem er dieses Jahr
an der Kirmes in X teilnehmen will. Er beantragt frist- und formgerecht die Zuweisung eines
Standplatzes.

Die Stadt X entspricht dem Antrag der F und weist ihr einen Standplatz zu, den
Antrag des M lehnt sie jedoch nach Anhörung ab. Der Ablehnungsbescheid vom 11.3.
wird dem M am 14.3. zugestellt. Die Ablehnung begründet die Stadt X folgendermaßen:
Auch in diesem Jahr hätten sich wieder mehr Schausteller beworben als Standplätze
vorhanden seien. Grundsätzlich sollten nur solche Schausteller zugelassen werden, die
„bekannt und bewährt“ seien, dh die schon die letzten Male zugelassen worden seien,
und mit denen die Stadt gute Erfahrungen gemacht habe. Neue Bewerber sollten nur
einen Standplatz erhalten, sofern sich nicht genügend Altbewerber finden. Dadurch, so
die Stadt X weiter, würden die Wünsche der Besucher berücksichtigt, die Bekanntes an
bekannter Stelle wiederfinden möchten. In diesem Jahr hätten sich – wie in den ver-
gangenen Jahren – genügend Altbewerber beworben, weshalb die Stadt X neue Bewerber
nicht zulasse. Insbesondere hätten sich ausreichend Altbewerber gefunden, die einen
Schießstand betreiben. Außerdem lasse die Stadt nur solche Bewerber zu, deren Ehegatten
nicht bereits an der Kirmes teilnehmen. Ansonsten bestehe die Gefahr, dass Bewerber
zurückstehen müssten, die mit ihren Einnahmen allein den Unterhalt ihrer Familien zu
bestreiten hätten.

M ist erbost, unternimmt aber erst einmal nichts. Nachdem die Kirmes stattgefunden hat,
fragt er sich, ob es nicht doch eine Möglichkeit gibt, gegen die ablehnende Entscheidung der
Stadt X vorzugehen. Immerhin möchte er doch in Zukunft als Schausteller tätig sein und auch
an der Kirmes in X mit seinem Schießstand teilnehmen. Er versteht ohnehin nicht, warum die
Stadt nicht einfach den Festplatz vergrößert. Unmittelbar neben dem Platz, auf dem die
Kirmes stattfindet, befindet sich ein weiteres, ebenfalls der Stadt X gehörendes, großes
Grundstück, das bislang ungenutzt ist.

M sucht den Rechtsanwalt R auf und fragt, ob er gegen die Stadt X vorgehen könnte. R
erhebt daraufhin im Namen und mit Vollmacht des M am 21.4. Klage bei dem zuständigen
Verwaltungsgericht und beantragt festzustellen, dass der ablehnende Bescheid der Stadt X
vom 11.3. rechtswidrig war und die Stadt X verpflichtet war, M einen Standplatz für die
Kirmes zuzuweisen.

Hat die Klage Aussicht auf Erfolg?

Zusatzfrage
Angenommen Rechtsanwalt R ist Mitglied des Stadtrates von X.

Inwiefern könnte seine Ratsmitgliedschaft einer Prozessvertretung entgegenstehen?

Bearbeitervermerk: Der Ausgangsfall ist unter allen rechtlich in Betracht kommenden Gesichtspunk-
ten, ggf. hilfsgutachterlich, zu lösen.

& LÖSUNG

A. ZULÄSSIGKEIT DER KLAGE

I. Verwaltungsrechtsweg
Der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten könnte gem. § 40 I 1 VwGO eröffnet sein.
Problematisch ist allein, ob eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit iSv § 40 I VwGO gegeben
ist. Dem Feststellungsbegehren des M liegt sein abgelehnter Antrag zugrunde, mit dem er die
Zuweisung eines Standplatzes für die Kirmes begehrt hat. Die Streitigkeit ist öffentlich-recht-
lich, wenn sich der abgelehnte Antrag des M nach den Vorschriften des öffentlichen Rechts
beurteilt. Das wäre der Fall, wenn die Vorschrift über den Zugang von Einwohnern zu
öffentlichen Einrichtungen der Stadt in § 8 II GO NRW für den Streit maßgeblich wäre.
Danach sind alle Einwohner im Rahmen des geltenden Rechts berechtigt, die öffentlichen
Einrichtungen der Gemeinde zu benutzen und verpflichtet, die Lasten zu tragen, die sich aus
ihrer Zugehörigkeit zu der Gemeinde ergeben. Da aber die zugelassenen Schausteller mit der
Stadt X zivilrechtliche (Miet-)Verträge eingehen, könnte die Streitigkeit auch privatrecht-
licher Natur sein.
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